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Rainer Müller (1999): Modernisierung des Arbeitsschutzes 
 
1. Arbeitsschutz als Teil der Sozialpolitik 
 
Die Europäische Union zeigt gerade auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes innovative 
Entwicklungen einer gemeinsamen europäischen Sozialpolitik. Von einer hauptsäch-
lich ökonomisch ausgerichteten Interessensgemeinschaft seit den Römischen Ver-
trägen in den 50er Jahren hat sich die Europäische Gemeinschaft zu einer mit sozi-
alpolitischen Kompetenzen ausgestatteten politischen Gemeinschaft entwickelt. 
Wichtige Etappen waren die Einheitliche Europäische Akte von 1986, der Vertrag von 
Amsterdam von 1992 und der Vertrag von Amsterdam vom 1.10.1997. Letzterer führ-
te zu einer Interpretation sozialpolitischer Regelungen (Kittner, Pieper 1999, S. 45). 
 
Daß im gemeinsamen Markt nicht nur ökonomische Ziele zu verfolgen sind, sondern 
auch soziale Fragen und die Lebens- und Arbeitssituationen zu gestalten sind, hatte 
1974 zu einem sozialpolitischen Aktionsprogramm zur „menschengerechten Gestal-
tung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeitnehmer“ geführt. Dieses Pro-
gramm mit seinem „Beratenden Ausschuß für Sicherheit, Arbeitshygiene und Ge-
sundheitsschutz am Arbeitsplatz“ hat für die Europäische Arbeitsschutzpolitik eine 
zentrale Rolle gespielt (Bauerdick 1994, S. 120, 121). 
 
Arbeitsschutz in seiner inhaltlichen und institutionellen Ausgestaltung wird gemeinhin 
als Teil der sozialstaatlichen Sicherung der menschlichen Existenz und des geordne-
ten sozialen Lebens verstanden. So unterscheidet Preller (1962) die Schutzfunktion 
der Sozialpolitik von ihrer Verteilungs- und Produktionsfunktion. Historisch betrachtet 
hat gerade die Schutzfunktion früh zu Interventionen des Staates in die Verfügungs-
hoheit des Unternehmens geführt durch z.B. Verbot der Kinderarbeit. Die Vertei-
lungsfunktion der Sozialpolitik stellt eine Reaktion auf die ungesicherte ökonomische 
Existenz der Erwerbstätigen als Arbeitskräfte und zugleich als Konsumenten dar. 
Basierend auf dem Prinzip der sozialen Gerechtigkeit wirkt die Verteilungsfunktion 
bei der Erhaltung, Förderung und Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Ein-
zelnen während der Phase der Erwerbsfähigkeit innerhalb wie auch zwischen den 
Generationen. 
 
Sozialpolitik in ihrer Funktion im Hinblick auf die Produktivität zielt auf die Sicherung 
des Produktionsfaktors Arbeitskraft bzw. auf die Ausbildung, Aufrechterhaltung und 
Weiterentwicklung des Arbeitsvermögens. Soziale Kosten der industriellen Pathoge-
nität wurden durch die Institutionen der sozialstaatlichen Sicherung, Krankenkasse, 
Renten-, Unfall-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, aufgefangen. Man spricht in 
diesem Zusammenhang von der Externalisierung der negativen Produktionswirkun-
gen hinsichtlich des Humanvermögens wie auch der Naturressourcen in Form von 
Gesundheitsverschleiß und Umweltverschmutzung bzw. -zerstörung. 
 
So wie Sozialpolitik insgesamt, läßt sich idealtypisch der Nutzen von Arbeitsschutz 
folgendermaßen zusammenfassen (Kaufmann 1997, S. 46): 
 
a) In kultureller Hinsicht trägt Arbeitsschutz als Teil der Sozialpolitik zur Gewähr-

leistung einer als gerecht und human angesehenen Sozialordnung bei und er-
höht damit die Legitimität der gesellschaftlichen Verfassung und des Staates 
wie auch der Europäischen Union. 
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b) In politischer Hinsicht wirkt Arbeitsschutz als Teil der Sozialpolitik pazifizie-
rend. Der institutionelle Konflikt von Lohnarbeit und Kapital wird im Betrieb wie 
auch außerhalb gemindert und die Interessensgegensätze werden insgesamt 
in produktivere Formen der Konfliktaustragung transformiert. 

 
c) In ökonomischer Hinsicht verbessert Arbeitsschutz als Teil der Sozialpolitik die 

Humankapitalbildung. Es wird die Arbeitsbereitschaft gefördert und die Ar-
beitsproduktivität gesteigert. 

 
d) In sozialer Hinsicht gewährleistet Arbeitsschutz als Teil der Sozialpolitik die 

sozialen Bedingungen der Wohlfahrtsproduktion, indem die privaten Lebens-
formen außerhalb der Erwerbsarbeit stabilisiert werden und die auch von an-
deren Gesellschaftsbereichen beanspruchten Anteile des Humanvermögens 
nicht verschlissen, sondern sozialverträglich genutzt werden. Arbeitsschutz 
entfaltet so gesehen eine synergetische Wirkung und wirkt auch auf andere 
gesellschaftliche Teilbereiche und eben nicht nur auf die Erwerbssphäre, son-
dern gesellschaftlich multifunktional. Arbeitsschutz hat also eine sehr starke 
Modernisierungsfunktion der Produktionssphäre wie der Gesellschaft insge-
samt. 

 
 
2. Nachholende Modernisierung des Deutschen Arbeitsschutzsystems 
 
Am 21.8.1996 wurde endlich die innovative EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz vom 
12.6.1989 ins deutsche Recht umgesetzt (Kittner, Pieper 1999, S. 55). Bis dahin galt 
das über hundertjährige, aus der Kaiserzeit stammende betriebliche und überbetrieb-
liche Arbeitsschutzsystem mit seinem erstaunlichen Strukturkonservativismus und 
seinem institutionellen Beharrungsvermögen. Kennzeichnend für das deutsche Sys-
tem ist die Dualität von Staat und Berufsgenossenschaften/Unfallversicherungen mit 
den zusätzlichen privatrechtlichen Institutionen. Auf staatlicher Seite besteht wegen 
der föderalen Staatsstruktur eine Konkurrenz zwischen dem Bund als Zentralstaat 
und den Bundesländern. Der Bund hat die Rechtssetzungskompetenz, während die 
Bundesländer zuständig für die Durchführung des staatlichen Arbeitsschutzes über 
ihre Gewerbeaufsichtsämter sind. Zu den privatrechtlichen Institutionen gehören die 
Technischen Überwachungsvereine (ab 1865). Ihnen ist vom Staat die Überprüfung 
von technischen Anlagen übertragen worden. Weiterhin zu nennen ist die wichtigste 
privatrechtliche Normungsaktivität des Deutschen Instituts für Normung e.V. (DIN). 
 
Die Berufsgenossenschaften bzw. Unfallversicherungen sind Gründungen der Bis-
marckschen Sozialgesetzgebung von 1884. Sie sind Körperschaften des Öffentlichen 
Rechts und bis Anfang der 50er Jahre in der hunderprozentigen Selbstverwaltung 
der Unternehmer gewesen und seitdem paritätisch durch Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmervertreter selbstverwaltet im Rahmen gesetzlicher Regelungen. Die Organe 
der Unfallversicherungen sind neben den anderen Sozialversicherungen die einzigen 
überbetrieblichen Bereiche der Mitbestimmung, wo Gewerkschaften bzw. Arbeitneh-
mervertreter gleichberechtigt mit den Arbeitgebern sind. Die wichtigsten Aufgaben 
der Unfallversicherungen sind paritätische Selbstverwaltung, Unfallverhütung, Ent-
schädigung von Unfällen und Berufskrankheiten, Rehabilitation und Erlassen von 
Verordnungen zur Prävention gegenüber physikalischen, chemischen und biologi-
schen Gefährdungen. Sie überprüfen die Umsetzung ihrer Unfallverhütungsvorschrif-
ten in den Betrieben selbst. 
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Die Kritik am alten Arbeitsschutzsystem in der Bundesrepublik Deutschland bezieht 
sich auf folgende Punkte: 
 
- Hohe Fragmentierung und Unübersichtlichkeit durch eine „Vielzahl und Viel-

gestalt“ (Kittner, Pieper 1999, S. 37) von Institutionen und Personen. Die des-
halb notwendige hohe Kooperationsbereitschaft und Kooperationspraxis wird 
nicht immer erreicht. 

 
- Technikzentriertheit 
 Risiko und Gefährdung werden technisch bzw. mechanistisch definiert. Prä-

vention zielt lediglich auf Unfälle und auf monokausal erklärbare Berufskrank-
heiten. Die industrielle Produktion in Großbetrieben ist der Erfahrungs- und 
Handlungskontext. Ingenieure sind neben den Juristen die dominierende Pro-
fession. 

 
- Diskrepanz zwischen Herausforderungen und Konzepten sowie Qualifikatio-

nen der Akteure und der Institutionen 
 Die Arbeitsschutzinstitutionen haben sich dem enormen Wandel in der Ar-

beitswelt kaum angepaßt. Ignoriert werden die Risiken und Gefährdungen aus 
den neuen Produktions- und Organisationsformen oder die aus den modernen 
Technologien herrühren. Der Wandel in Richtung Dienstleistungstätigkeit wird 
kaum oder gar nicht wahrgenommen. Der gewachsene Anteil von Frauen in 
der Erwerbsarbeit sowie die Alterung in den Belegschaften werden nicht ge-
sehen. Die gestiegenen kulturellen Erwartungen an die Qualität der Arbeit, an 
Mitbestimmung und an einem hohen Niveau von Arbeits- und Gesundheits-
schutz im Betrieb sind nicht Gegenstand von innovativen Prozessen. 

 
- Hohe Selektivität bei dem Risikoverständnis bei den Interventionsformen und -

praktiken, nicht flächendeckend für alle abhängig Erwerbstätigen bzw. beruf-
lich Erwerbstätigen 

 
- Polizei- und ordnungsstaatliches Denken und Handeln, Erfahrungen und die 

Kompetenz von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen werden ignoriert. Par-
tizipation findet nicht statt. 

 
- Vernachlässigung von betrieblicher Arbeitsgestaltung und Prävention. Es fin-

det eher ein reaktives Eingreifen bei eingetretenen Problemlagen und Schädi-
gungen statt. 

 
- Reduzierte betriebs- und volkswirtschaftliche Sicht bei der Bilanzierung von 

Kosten und Nutzen. Die Externalisierung von Kosten durch Gesundheitsver-
schleiß bezieht sich ausschließlich auf Unfälle und wenige Berufskrankheiten 
und nicht auf die große Zahl arbeitsbedingter Erkrankungen. Letztere werden 
über die Krankenversicherungen und Rentenversicherungen aufgefangen. 

 
- Mangelnde Integration in die betrieblichen Personal- und Arbeitspolitiken, d.h. 

in den Wertschöpfungsprozeß. Der Arbeitsschutz ist in den Betrieben keine 
Querschnitts- und Führungsaufgabe. 
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Das Arbeitsschutzsystem zeigte ein erhebliches institutionelles Beharrungsvermögen 
bei geringer Produktivität und mangelnder Zukunftsorientierung. Die Innovationsfä-
higkeit war höchst eingeschränkt, obwohl seit Anfang des Jahrhunderts wiederholt 
durchgreifende Reformen durch einheitliche Arbeitsschutzgesetze angestrengt wor-
den waren (Bauerdick 1994, Volkholz 1995). Die Unfallversicherungen haben selbst-
verständlich auch eindrucksvolle Leistungen aufzuweisen, insbesondere bei der Un-
fallverhütung und bei der rehabilitativen Behandlung und Betreuung von Unfallopfern 
bzw. Berufserkrankten. 
 
Nach einem gewissen Modernisierungsschub während der sozialliberalen Regierung 
in den 70er Jahren (Arbeitssicherheitsgesetz von 1974, Arbeitsstättenverordnung von 
1975) waren die Versuche der Bundesregierung zur Reform eine „Chronik des Schei-
terns“ (Konstanty, Zwingmann 1996, S. 65). Die Forderungen des Deutschen Eini-
gungsvertrages nach einer „zeitgemäßen des Neuordnung öffentlich-rechtlichen Ar-
beitsschutzes“ unterstrich die Reformbedürftigkeit (Standfest 1990, Kittner, Pieper 
1999, S. 52). Die Akteure der deutschen Arbeitsschutzpolitik in Staat, Verbänden und 
Sozialversicherungen waren in eigener Regie nicht in der Lage, eine Modernisierung 
auf den Weg zu bringen. Ohne die starken Impulse und Zwänge seitens der EG wäre 
der deutsche Arbeitsschutz in seinem Strukturkonservativismus verharrt. Gegen die 
Europäisierung des deutschen Arbeitsschutzes gab es erheblichen Widerstand. Die 
EG-Rahmenrichtlinie von 1989, das Grundgesetz des europäischen Arbeitsschutzes, 
hätte bis zum 31.12.1992 in nationales Recht umgesetzt werden müssen (Kittner, 
Pieper 1999, S. 53), doch politische Widerstände verzögerten den Umsetzungspro-
zeß bis August 1996. 
 
 
3. Die Modernisierung des Deutschen Arbeitsschutzes durch die EG 
 
Mit der Einheitlichen Europäischen Akte vom 7.2.1986 erhielt die Rechtssetzungstä-
tigkeit der EG durch die Artikel 100a und 118a eine neue Grundlage. Der Artikel 100a 
(nach der Ratifizierung des Vertrages von Amsterdam vom 1.10.1997 nun Artikel 95) 
ermächtigt zum Erlaß von Richtlinien zur Verwirklichung der Binnenmarktziele mit 
qualifizierter Mehrheit im EG-Rat. Die entsprechenden Richtlinien können den freien 
Warenverkehr und „in den Bereichen Gesundheit, Sicherheit, Umweltschutz und 
Verbraucherschutz“ ein hohes „Schutzniveau“ zum Ziel haben (Kittner, Pieper 1999, 
S. 49). Artikel 118a (seit dem Vertrag von Amsterdam nun Artikel 137) enthält die 
Ermächtigung, auf Vorschlag der EG-Kommission im EG-Rat mit qualifizierter Mehr-
heit Richtlinien über Mindestvorschriften zu erlassen für folgende Bereiche: 
 
- Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt zum Schutz der Gesundheit 

und der Sicherheit der Arbeitnehmer,  
 
- Arbeitsbedingungen, 
 
- Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer,  
 
- berufliche Eingliederung der aus dem Arbeitsmarkt ausgegrenzten Personen, 
 
- Chancengleichheit von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und 

Gleichbehandlung am Arbeitsplatz. 
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Auf der Basis des Artikels 118a wurde am 12.6.1989 die EG-Rahmenrichtlinie Ar-
beitsschutz erlassen. Diese wurde durch weitere Einzelrahmenrichtlinien, z.B. Ar-
beitsmittel-Richtlinie vom 30.12.1989 oder Bildschirm-Richtlinie vom 29.5.1990 er-
gänzt. 
 
Mit den europäischen Arbeitsschutzregelungen wurde dem demokratischen bzw. zi-
vilgesellschaftlichen Konzept „Public Health“ in dem privaten Verfügungsbereich des 
Betriebes zu einer wesentlich stärkeren Legitimation als bislang verholfen. Public 
Health-Strategien waren immer Teil der sozialstaatlichen Regulationen und Steue-
rungen, eben auch der durch die industrielle Produktion verursachten Gesundheits-
gefahren und -schädigungen. Zwar lassen sich in den westlichen Industriestaaten 
verschiedene Typen sozial- bzw. wohlfahrtsstaatlicher Regime darstellen (Esping-
Andersen 1990), dennoch verfolgen Public-Health-Strategien idealtypisch gesehen 
gleiche Ziele in allen Ländern und benutzen ähnliche strukturelle und prozedurale 
Konzeptionen. Die sozialpolitische Intervention des Arbeitsschutzes in den Betrieb 
mit der Verpflichtung, Experten für Arbeitssicherheit dort zu integrieren und die Be-
legschaften an der Wahrnehmung und Umsetzung der Arbeitsschutzziele partizipativ 
angemessen zu integrieren, läßt sich ökonomisch mit dem Konzept zur Sicherung 
des öffentlichen Gutes Gesundheit begründen. Gesundheit als öffentliches Gut ist im 
Interesse aller Bürgerinnen und Bürger. Die eigene Art von öffentlichen Gütern be-
steht darin, daß sich die Kosten und Nutzen nicht eindeutig aufeinander beziehen 
lassen. 
 
Das Wirken von Arbeitsschutz im Betrieb kann also unter der Denkfigur „Public 
Health in private company“ diskutiert werden. Arbeitsschutz erfüllt insofern eine wohl-
fahrtsstaatliche Funktion, indem er die sozialen Kosten dadurch minimiert, daß er 
den sozialen Schutz des Arbeitsnehmers/der Arbeitnehmerin mit entsprechender 
rechtsstaatlicher Gewährung zur Verfügung stellt. Arbeitsschutz als Aktion von Public 
Health sichert in dieser Sichtweise die Individualrechte des einzelnen Arbeitnehmers 
bzw. der einzelnen Arbeitnehmerin, wie es auch im Grundgesetz als Recht auf kör-
perliche Unversehrtheit garantiert ist. 
 
Eine solche explizite Public Health-Orientierung in einer wohlfahrtsstaatlichen bzw. 
sozialstaatlichen Rahmung, eben nicht nur orientiert an den Schädigungen und Risi-
ken, sondern an der Gestaltung und Aufrechterhaltung von Gesundheit, findet sich in 
den fortschrittlichen Richtlinien und Regelungen der Europäischen Union. Orientierte 
sich der Arbeitsschutz früher fast ausschließlich an Schädigungen und Gefährdungen 
physikalischer, chemischer und biologischer Art, so ist die normative Orientierung in 
den neuen Arbeitsschutzregelungen: Gesundheit, Gesundheitsförderung, Aufrecht-
erhaltung von Produktivität sowie Vereinbarkeit von persönlicher Disponibilität mit 
den Arbeitsanforderungen. Die neuen Arbeitsschutzregelungen haben die Rechte der 
Arbeitnehmer im Sinne einer zivilgesellschaftlichen, demokratischen Intention ge-
stärkt. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben das Recht auf Beratung und 
Information über Risiken und über Möglichkeiten der Gesundheitsförderung sowie 
auf Beratung in mit der beruflichen Tätigkeit zusammenhängenden Gesundheitsprob-
lemen. Gestärkt wurde in gewisser Weise so gesehen auch das Partizipationsrecht. 
Die Ausdehnung des Public Health-Prinzips in der Produktionssphäre einschließlich 
der Dienstleistungsarbeit kommt weiterhin darin zum Ausdruck, daß die neuen Ar-
beitsschutzregelungen der Europäischen Union und damit der Bundesrepublik auf 
die gesamte Erwerbsbevölkerung ausgedehnt wurden. Klein- und Kleinstunterneh-
men müssen sich den Anforderungen wohlfahrtsstaatlicher Intervention unterwerfen 
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und haben sich normativ an der Sicherung und Erhaltung von Gesundheit ihrer Be-
schäftigten zu orientieren. 
 
Die Politik der Europäischen Union und ihre rechtlichen Regulierungen zur Arbeits-
welt haben sicherlich zentral die Schaffung eines einheitlichen Wirtschaftsraumes 
zum Ziel. In einem solchen offenen Binnenmarkt soll ein freier Verkehr von Waren, 
Personen, Dienstleistungen und Kapital gesichert sein. Allerdings werden ebenso 
explizit soziale Ziele verfolgt. Im Vertrag von Maastricht vom 07.02.1992 haben die 
Mitgliedsstaaten mit Ausnahme von Großbritannien im Protokoll über Sozialpolitik 
den Artikel 118a EWG-Vertrag ausdrücklich bestätigt und festgelegt, daß der Schutz 
von Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer/innen zukünftig eine wesentliche 
Aufgabe sozialpolitischen Handelns sein solle (Bücker/Feldhoff/Kohte 1994, S. 45-
55). 
 
Die neuen Anforderungen an den Arbeitsschutz lassen sich in folgenden Punkten 
zusammenfassen: 
 
- Erweitertes Gesundheitsverständnis, nicht nur rein körperliche Schädigungen, 

sondern auch psychosoziale Aspekte werden einbezogen, ebenso Aspekte 
der Gesundheitsförderung (ganzheitlicher Arbeitsschutz). 

 
- Präventive Gesundheitspolitik wird als eine Querschnittsaufgabe von Betriebs- 

und Unternehmenspolitik verstanden (Sicherheitsmanagement). 
 
- Grundsatz der menschengerechten Gestaltung der Arbeit. 
 
- Arbeitsschutz wird als eine dynamische Herausforderung angesehen. Er hat 

sich an die Fortschritte der technischen Entwicklung und die neuesten ar-
beitswissenschaftlichen Erkenntnisse anzupassen (Anpassungspflicht). 

 
- Systematische Beurteilung der Arbeitsbedingungen (Transparenzpflicht). 
 
- Abbau des Vollzugsdefizits, insbesondere in Klein- und Kleinstbetrieben, Ver-

antwortung des Unternehmers (Betriebsorientierung). 
 

- Kooperation von Sicherheitsfachkräften und Betriebsärzten mit effektiver Be-
teiligung der Betriebs- und Personalräte sowie der Sicherheitsbeauftragten 
und der einzelnen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Kooperationsprin-
zip). 

 
- Aktive Einbeziehung der einzelnen Beschäftigten in der Wahrnehmung und 

Bewältigung der Gefährdungen und Risiken sowie des gesundheitsgerechten 
Verhaltens; Beschäftigte sind nicht nur als Objekte fürsorglichen Schutzes, 
sondern als Interessensvertreter ihrer eigenen Gesundheit zu achten und zu 
akzeptieren (Partizipationsprinzip). 

 
- Einheitliche und transparente Normierung der rechtlichen Anforderungen und 

Pflichten (einheitliches Arbeitsschutzrecht) (Bücker, Feldhoff, Kohte 1994, S. 
43-44). 
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Das neue Arbeitsschutzrecht ist auf einen dynamischen Begriff von Arbeitsschutz aus-
gerichtet. Es umfaßt nicht nur den Schutzgedanken vor Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten, also spezifischen, eher selten auftretenden Ereignissen, sondern es geht 
generell um die Sicherung von Gesundheit und persönlicher Integrität. Maßnahmen 
des Arbeitsschutzes sind eben an der Zielvorgabe Gesundheitssicherheit zu orientie-
ren. Legt man einen erweiterten Gesundheitsbegriff zugrunde, geht es eben um beruf-
liche Tätigkeit als einem Bereich der Persönlichkeitsentwicklung und  -entfaltung zu 
verstehen. Diese erweiterte Perspektive wird auch dadurch gestützt, daß im § 2 davon 
gesprochen wird, die Maßnahmen des Arbeitsschutzes dienen der menschengerech-
ten Gestaltung der Arbeit. Solche Maßnahmen sind mit dem Ziel zu planen, daß eben 
nicht nur die Technik, sondern auch Arbeitsorganisation und die sozialen Beziehungen 
am Arbeitsplatz so gestaltet sind, daß sie dem Menschen gerecht werden, d.h. also, 
ihre Gesundheit aufrechterhalten, wenn nicht sogar fördern. Damit ist der Arbeitsschutz 
und die darin tätigen Akteure aufgefordert, die Verschränkung von Arbeitsbedingun-
gen, Arbeitsanforderungen und Arbeitsperson zu betrachten. Die Arbeitenden mit ihren 
jeweiligen individuellen Voraussetzungen und Kompetenzen, d.h. also auch hinsichtlich 
ihres Alterns, ihrer kulturellen und geschlechtsspezifischen sowie leistungsmäßigen 
Verschiedenheit sind bei der menschengerechten Gestaltung zu beachten. Dies stellt 
eine besondere Herausforderung für eine Gesellschaft mit langem Leben dar, alters- 
und alternsgerechte Arbeitsbedingungen zu schaffen. Mit einer gewissen stärkeren 
Einschränkung kann man also sagen, daß die Bürgerrechte im Betrieb zwar nicht 
gänzlich durchgesetzt, allerdings jedoch gestärkt worden sind. Die Definitionsmacht 
von arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren liegt also nicht mehr nur ausschließlich bei 
den Arbeitsschutzexperten, sondern Beschäftigte haben ein Wort mitzureden. Dies ist 
auch konsequent, weil in komplexen Betriebsabläufen und -strukturen ein Risikomana-
gement bzw. eine Gesundheitsförderung nur mit den Beschäftigten, schon gar nicht 
gegen sie erfolgreich sein kann. Gestützt wird diese Sichtweise durch die Aufforderung 
an den Arbeitgeber, eine Beurteilung der Arbeitsbedingungen (§ 5) vorzunehmen. Die 
Beschäftigten sind vom Arbeitgeber über die Gefährdung und die Gefährdungs-
entwicklung "angemessen und regelmäßig zu informieren". Unterweisungen und Infor-
mationen sind in einem modernen Verständnis von Kommunikation nicht mehr nur 
Einbahnstraßen, sondern die Beschäftigten sind in einen Verständigungsprozeß über 
und Gefährdung und Gestaltung einzubeziehen, so daß sie aufgrund von Einsicht, Mo-
tivation und Interesse sich aktiv für Sicherheit und Gesundheit auch einsetzen können. 
Das neue Arbeitsschutzgesetz mit den neuen Bestimmungen des Gesetzes für Kran-
kenversicherung (SGB V) und die Unfallversicherungsträger (SGB VII) können zu einer 
neuen kooperativen, einem sozialen Rechtsstaat angemessenen Umgang mit der Qua-
lifikation und Gesundheit der Beschäftigten kommen. Der Arbeitsschutz in Verbindung 
mit den Aufgaben für die Unfallversicherungsträger und den Krankenkassen, arbeitsbe-
dingte Gesundheitsgefahren zu ermitteln und mit allen geeigneten Mitteln zu bekämp-
fen, kann also eine neue erfolgreiche Phase der Humanisierung des Arbeitslebens als 
eine Aufgabenstellung des Sozial- und Rechtsstaates einläuten. 
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